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Zuhörer 5  

Presse 1  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Veranstaltung und stellt fest, dass die Ladung ord-
nungsgemäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

Keine Wortmeldungen 

2. Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 21.10. gefassten Be-
schlüsse 

Beschaffung einer Anlage zur Enthärtung des Frischwassers in der Sporthalle Meißenheim  

Der Gemeinderat wurde darüber informiert, dass für die Sporthalle Meißenheim eine Enthär-
tungsanlage ersatzbeschafft werden musste. Da der Wert für die Beauftragung durch den 
Bürgermeister geringfügig überschritten war, wurde der Vorgang dem Gemeinderat vorge-
tragen.  

Der Gemeinderat nimmt … billigend zur Kenntnis, dass der Auftrag an das günstigste Angebot 
der Fa. Elektro Maurer zum Preis von 20.262,40 € zzgl. MwSt., d.s. 24.112,26 € inkl. MwSt. ver-
geben worden ist.  

3. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 21.10. 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der Sitzung vom 21.10. 

4. Bauanträge 

4.1. Antrag auf Bauvorbescheid zur Errichtung eines Einfamilienhauses auf dem Flst. 165 (Teil), 
Fahnengasse 12 in Kürzell 

Um rechtssicher weiterplanen zu können, beantragt der Antragsteller den Bauvorbescheid 
für den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 2 Stellplätzen auf einem noch abzutrennen-
den Teil von Grundstück Flst. Nr. 165, Fahnengasse 12 in Kürzell. Der erste Bauvorbescheid, 
wurde am 12.10.2023 auf Grund einer anderen Planung ausgestellt. 

Das geplante Grundstück hat eine ungefähre Größe von 380 m². Die Zufahrt von der Fahnen-
gasse mit einer Breite von 3,00 m soll durch eine Baulast / Überfahrtsrecht öffentlich-rechtlich 
gesichert werden. 

Die Baufläche liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist § 34 BauGB die Beurteilungsgrundlage 
für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig, wenn es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 
gesichert ist. 

Das geplante Gebäude fügt sich mit seiner eingeschossigen Bauweise in die umliegende Be-
bauung ein und auch die hintere Bebauungsgrenze wird nicht überschritten. 

Der Antragsteller plant 2 Stellplätze, somit ist die Stellplatzsatzung, die 1,5 Stellplätze für ein 
Einfamilienhaus vorsieht, eingehalten. 

Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen mit der Ge-
meinde. 
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Der Gemeinderat leitet die Bauvoranfrage einstimmig positiv zur Genehmi-
gung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen 
gem. § 36 BauGB. 

4.2. Antrag zur Nutzungsänderung eines Geschäftshauses / Verkaufslagers in ein KFZ - Ver-
kaufsraum mit Lager und Werkstatt auf dem Flst. 5510, Lindenweg 5 in Kürzell 

Der Bauherr beantragt die Nutzungsänderung des bestehenden Geschäftshauses / Verkaufs-
lagers von textilen Bodenbelägen in ein KFZ – Verkaufsraum mit Lager und Werkstatt auf dem 
FlStNr. 5510, Lindenweg 5 in Kürzell.  

Das Grundstück liegt im Bebauungsplan „Luckenloch“ im Geltungsbereich der Nutzungs-
schablone für Mischgebiet (MI) nach § 6 BauNVO. Mischgebiete dienen dem Wohnen und der 
Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 

Bei dem Antragsteller handelt es sich um einen Händler für Quads und ATVs (Geländefahr-
zeuge), der sowohl den Vertrieb als auch die Reparaturen von Neu- und Gebrauchtfahrzeugen 
anbietet.  

Im Zuge der Nutzungsänderung ist eine schalltechnische Beurteilung erforderlich. Zur Beur-
teilung der Schallimmissionen werden die Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete 
von 55dB (A) tags und 40dB (A) nachts herangezogen. 

Sämtliche Tätigkeiten, wie Reparaturen und Wartungen, werden innerhalb der geschlossenen 
Werkstatt durchgeführt. Nachts sind keine Nutzungen vorgesehen. Maßgeblich für die Beur-
teilung der schalltechnischen Situation sind Vorgänge und Tätigkeiten im Außenbereich.  

Der Richtwert von 55dB (A) tagsüber wird eingehalten bzw. um 9 dB unterschritten. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass keine immissionsschutzrechtlichen Konflikte zu 
erwarten sind.  

Um Überschreitungen zulässiger Spitzenpegel in den Nachtstunden zu vermeiden, sollte eine 
nächtliche Nutzung im Außenbereich ausgeschlossen werden. Sollte eine technische Anlage 
im Außenbereich errichtet werden, ist sicherzustellen, dass der Schallschutzpegel nachts 40 
dB(A) nicht überschreitet. 

Der Gemeinderat leitet den Antrag zur Nutzungsänderung in ein KFZ – Ver-
kaufsraum mit Lager und Werkstatt einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter. 

Bei der Bewertung der Lärmsituation sollte der Zu- und Abfahrtsverkehr im vorderen und im 
rückwärtigen Bereich des Grundstücks berücksichtigt werden.  

Insbesondere werden erfahrungsgemäß Ausfahrten an Wochenenden durchgeführt und der 
rückwärtige Bereich des Grundstücks als Abstellfläche für Fahrzeuge genutzt.  

4.3. Antrag auf Abbruch eines bestehenden Gebäudes und Neubau eines Zweifamilienhauses 
im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf Flst. 96, Kürzeller Hauptstraße 48 in 
Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Abbruch eines bestehenden Gebäudes und den Neubau eines 
Zweifamilienwohnhauses zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf 
dem Flurstück Nr. 96, Kürzeller Hauptstraße 48 in Kürzell.  
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Das Baugrundstück liegt in keinem Bebauungsplangebiet. Somit ist § 34 BauGB die Beurtei-
lungsgrundlage für die Zulässigkeit des Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig wenn es sich 
nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die über-
baut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesi-
chert ist. 

Das geplante Gebäude wird an fast gleicher Stelle des abgebrochenen Gebäudes errichtet und 
fügt sich mit einer Firsthöhe von knapp 161,00 m über NN in die umliegende Bebauung ein. 

Das Grundstück Flst. Nr. 96 liegt im Geltungsbereich der Stellplatzsatzung. Somit müssen pro 
Wohneinheit 1,5 Stellplätze zur Verfügung stehen. Geplant sind 2 Wohneinheiten und 3 Stell-
plätze, wodurch den Vorgaben entsprochen wird. 

Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen mit der Ge-
meinde. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen gem. § 36 
BauGB. 

4.4. Antrag auf Anbau einer Garage im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf Flst. 
2547, Mühlstraße 7b in Meißenheim 

Der Antragsteller beantragt den Anbau einer Garage zur Genehmigung im vereinfachten Ver-
fahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr. 2547, Mühlstraße 7b in Meißenheim. Das Bau-
grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Mühlfeld“. Die geplante Garage 
entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist demnach aus Sicht der Verwal-
tung genehmigungsfähig. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Kenntnis genom-
men. 

4.5. Antrag auf Bauvorbescheid zur Errichtung eines Wohnhauses mit 8 Wohneinheiten auf 
dem Flst. 4711/14, Westendstraße 11 in Kürzell 

Um rechtssicher weiterplanen zu können, beantragt der Antragsteller den Bauvorbescheid 
für den Abriss einer Garage und den Neubau eines zweigeschossigen Wohnhauses mit 8 
Wohneinheiten auf dem Flst. Nr. 4711/14, Westendstraße 11 in Kürzell.  

In diesem Zug bittet der Antragsteller um die Befreiung der Festsetzungen im veralteten Be-
bauungsplan „Älmle“ bezüglich des Baufensters, da dies nur das bestehende Wohnhaus um-
fasst. Ebenso um die Erhöhung der Traufhöhe von 6,50 m auf 6,80 m, wie in der umliegenden 
Nachbarschaft teilweise ausgeführt. Der geplante Neubau befindet sich außerhalb des Bau-
fensters, Art und Maß der baulichen Nutzung sind ebenfalls überschritten. 

Der Antragsteller plant 12 Stellplätze, somit ist die Stellplatzsatzung, die 1,5 Stellplätze pro 
Wohneinheit vorsieht, eingehalten. 

Nach Rücksprache mit Kreisbaumeister Schmidt ist das geplante Bauvorhaben nicht geneh-
migungsfähig, da nach § 31 Abs. 2 BauGB die Grundzüge der Planung berührt werden.  

Der Gemeinderat lehnt die Bauvoranfrage einstimmig ab. 
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4.6. Antrag auf Neubau einer Werkstatthalle mit Lager auf Flst. 2437/1, Vältinsschollensee in 
Meißenheim 

Der Antragsteller beantragt den Neubau einer Werkstatthalle mit Lager auf dem gepachteten 
Flurstück Nr. 2437/1, beim Vältinsschollensee in Meißenheim. Die bestehende Halle aus dem 
Jahr 1964 entspricht nicht mehr den heutigen Energievorschriften bzw. Vorgaben der Behör-
den und muss daher ersetzt werden. Der geplante Neubau dient der Lagerung von Ersatztei-
len für Maschinen und beinhaltet eine Werkstatteinrichtung für Metallbearbeitung.  

Derzeit läuft das Verfahren zur Wiedererteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis im Zuge der 
Zusammenlegung der Baggerseen Meißenheim und Ichenheim. Das Baugrundstück befindet 
sich auf dem genehmigten Betriebsgelände im Außenbereich nach § 35BauGB, es handelt sich 
somit um ein privilegiertes Vorhaben, welches aus Sicht der Gemeinde genehmigungsfähig 
ist.  

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag bei einer Enthaltung positiv zur Geneh-
migung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen 
gem. § 36 BauGB. 

5. Information über die Waldwirtschaftsplanung 

Revierleiter Hepfer erläutert die Waldwirtschaftsplanung. Er informiert die Anwesenden zu-
nächst über die Jahresrechnung des Forstwirtschaftsjahres 2023, das bei Einnahmen in Höhe 
von 174.913 € und Ausgaben von 117.733 € mit einem Überschuss in Höhe von 57.180 € ab-
schließt. 

 Um 20.10 Uhr erscheint Gemeinderat Christian Maurer zur Sitzung 

Er verweist insbesondere auf die Fördermittel aus dem Programm des Bundes für klimaange-
passtes Waldmanagement in Höhe von 43.000 €, welche nach seiner Ansicht in eine Rücklage 
überführt werden sollten falls es ggf. künftig schwieriger werden sollte, den Wald wirtschaft-
lich zu führen.  

Herr Hepfer trägt dem Gemeinderat den Entwurf zum Forstwirtschaftsplan 2025 vor, welcher 
mit einem Überschuss von 16.000 € abschließen wird. Der Markt für Brennholz ist gesättigt. 
Aus diesem Grund schlägt Revierleiter Hepfer vor, den Holzeinschlag im Jahr 2025 unter dem 
mit der Forsteinrichtung festgelegten Hiebsatz anzusetzen. Dadurch könnte ein Holzvorrat 
aufgebaut und ganz nebenbei CO2 eingelagert werden.  

Im Gewann Spitzköpfle ist eine Ersatzaufforstung vorgesehen deren Aufwand der Gemeinde 
erstattet werden soll. Herr Hepfer informiert über die im Jahr 2025 geplanten ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere sollen vorhandene Schluten und Senken zu Feuchtbio-
topen ausgebaggert werden. 

Durch die Bundesförderung zum klimaangepassten Waldmanagement könnte ein besseres 
Ergebnis erzielt werden als durch den Einschlag und die Veräußerung des Holzes. Weiterhin 
werden Ökopunkte zugunsten des Baugebiets Hellersgrund und des Feuerwehrhauses Mei-
ßenheim als Einnahme verrechnet.  

Der Gemeinderat nimmt den Waldwirtschaftsplan 2025 einstimmig billigend 
zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung die Positionen in den Gemeinde-
haushalt 2025 zu übernehmen. 
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6. Information über den Stand der Planungen zur Sanierung und Erweiterung 
der Kläranlage Meißenheim 

Zur Sitzung wird Ing. Peilnsteiner vom Abwasserverband Friesenheim begrüßt, der den Stand 
zur Planung der Maßnahme erläutert. In den Jahren 2016 bis 2018 hat die Gemeinde Meißen-
heim zusammen mit der Gemeinde Schwanau ein Strukturkonzept zum Betrieb der Kläranla-
gen Meißenheim sowie Nonnenweier und Ottenheim erstellt. Mit diesem Gutachten sollte ge-
klärt werden ob es technisch und wirtschaftlich möglich wäre das Abwasser ggf. gemeinsam 
zu reinigen. Es wurden verschiedene Varianten betrachtet und die Kosten und Nutzen abge-
wogen.  

Der Aufwand für eine gemeinsame Kläranlage der drei Orte wurde 2017 mit mindestens 20 bis 
zu 23 Mio € geschätzt. Dieser Aufwand müsste mit dem Baupreisindex auf den Zeitpunkt der 
Umsetzung der Maßnahme hochgerechnet werden.  

Aufgrund der hohen Kosten hat die Verwaltung nach Alternativen gesucht. In den Jahren 2019 
und 2020 wurde die Präferenz auf eine Sanierung der Kläranlage Meißenheim als Einzelstand-
ort gelegt. Da bei einer personellen Kooperation mit dem AWV Friesenheim deutliche Syner-
gieeffekte genutzt werden können, hat sich der Gemeinderat für diese Variante entschieden 
und die Verwaltung beauftragt ein Sanierungskonzept für die Kläranlage Meißenheim zu er-
stellen und die personelle Zusammenarbeit mit dem AWV Friesenheim anzustreben. Am 
06.04.2022 wurde eine entsprechende Vereinbarung mit dem AWV Friesenheim abgeschlos-
sen.  

Am 31.05.2022 hat das Landratsamt Ortenaukreis die wasserrechtliche Erlaubnis zur Sanierung 
und zum weiteren Betrieb der Kläranlage Meißenheim entsprechend dem vorgelegten Sanie-
rungskonzept erteilt. Dieses sieht einen Aufwand von insgesamt 2,9 Mio € vor und soll wie 
folgend dargestellt umgesetzt werden 

 2024 Vergabe der Ing. Leistungen und von Baumaßnahmen geringeren Umfangs 
 2025 und 2026 Planung und Erneuerung der EMSR Technik 
 2027 ff Umsetzung weiterer Baumaßnahmen 

Die Leistungen zum Ingenieurbauwerk, der Tragwerksplanung und der Technischen Ausrüs-
tung wurden in einem europaweiten Verfahren an Weber-Ingenieure erteilt. Das Volumen der 
Ing. Leistungen beträgt 480.000 € zzgl. MWSt. Entsprechend dem Ing. Vertrag vom 21.06.24 
erfolgt die Abrechnung der Ing. Leistungen auf Grundlage einer Kostenberechnung nach DIN 
276 zum Stand der Genehmigungsplanung.  

Ing. Peilnsteiner informiert die Anwesenden über den derzeitigen Stand der Planungen. 

 1. Allgemeines: 

Die Kläranlage Meißenheim ist gut gepflegt und die Reinigungsleistung ist insgesamt als gut 
zu bewerten. Aufgrund des Alters der Anlage stehen dennoch größere Sanierungsarbeiten 
an. Die Hierfür erforderlichen Planungs- und Bauleistungen sind bis 2027 vorgesehen.  

 2. Belebungsbecken: 

Um eine ausreichende Sicherheit und eine zukunftsfähige ausreichende Reinigung zu garan-
tieren, ist eine Optimierung im Bereich der Belüftung vorzusehen. 

Die derzeitige Belüfterbrücke soll außer Betrieb genommen werden und durch Belüfterplat-
ten am Boden des Belebungsbeckens ersetzt werden. Somit kann eine ausreichende Luftver-
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sorgung im gesamten Beckenbereich sichergestellt werden. Etwaige Belastungen können ge-
zielt durch eine längere und ausführlichere Belüftung als im Bestand sichergestellt werden. 
Hierzu sind auch die bestehenden Gebläse anzupassen um eine ausreichende Belüftung u er-
möglichen.  

Hier stellt vor allem die Einstraßigkeit der Kläranlage Meißenheim eine Herausforderung dar. 
Nach aktueller Planung ist vorgesehen die Maßnahme ohne den Einsatz von aufwändigen Pro-
visorien umzusetzen. 

 3. Nachklärbecken: 

Der in der Studie aufgezeigte Sanierungsbedarf am Nachklärbecken, hat sich schneller einge-
stellt als gedacht. Am … brach der Nachklärbeckenräumer ab und wurde vom Betriebsperso-
nal aufwändig unter Einsatz von Tauchern provisorisch repariert. Ein neuer Nachklärbecken-
räumer wurde bestellt und soll voraussichtlich am 18.12.2024 eingebaut werden. 

 4. Schneckenhebewerke: 

Aktuell zeigen die Schneckenhebewerke einen deutlichen Verschleiß auf. Hier ist der Aus-
tausch aller Schneckenhebewerke vorgesehen um die Zuführung sicherzustellen. 

 5. Sicherheitsmaßnahmen: 

Zum Schutz des Betriebspersonals und weiterer auf der Kläranlage Meißenheim agierender 
Personen sind mehrere Sicherheitsmaßnahmen vorzusehen.  

 6. EMSR-Technik: 

Generell ist die Technik der Kläranlage Meißenheim in die Jahre gekommen und muss umfang-
reich erneuert werden um auch in Zukunft einen zuverlässigen Anlagenbetrieb sicherzustel-
len. 

Für die bestehenden Anlagenkomponenten, sind teilweise keine Ersatzteile mehr auf dem 
Markt erhältlich. Im Falle eines Ausfalles würde dies mitunter zu größeren Betrieblichen Stör-
rungen führen. 

In diesem Zuge muss auch die bestehende Trafostation grundlegend erneuert werden. 

Für die erforderlichen Schaltschränke ist ein neuer Raum über der bestehenden Gebläse-sta-
tion angedacht. Hierzu erfolgte eine statische Berechnung der Gebläse-kellerdecke. Vorteil 
des Standortes wäre die Synergienutzung. Sowohl für die Phosphatfällmittel-Lagerfläche, als 
auch für den Treppenabgang ist eine Überdachung vorzusehen. 

 7. Photovoltaik: 

Für die bestehenden Betriebsgebäude, als auch den neu gepl. EMSR-Technikraum ist der Ein-
satz von Photovoltaikzellen auf den Dächern vorgesehen. Der Strom soll vor allem zur Eigen-
energienutzung erzeugt werden. 

Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen billigend zur Kenntnis. 

Im Rahmen der wasserrechtlichen Erlaubnis von 2022 hat Weber Ing. zwei Varianten zur Sa-
nierung und ggf. zur Erweiterung der Kläranlage Meißenheim ausgearbeitet.  

Variante 1 beinhaltet eine langfristige und nachhaltige Lösung zur Sanierung der Kläranlage 
Meißen-heim zum Betrieb bis 2036 und anschließend dem Anschluss an die Kläranlage Schut-
tern des AWV Friesenheim. Um den Betrieb für den Zeitraum bis 2036 aufrecht erhalten zu 
können müssen das Schneckenhebewerk, das Pumpwerk, der Sand- und Fettfang inkl. der 
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Elektronik sowie die Belüftung in einem Mindestumfang erneuert werden. Der finanzielle Auf-
wand für die Jahre 2024 bis 2027 beträgt ca. 2,8 Mio € sowie im Jahr 2028 weitere 1,4 Mio € 

Der Beginn für die Ausführung der Maßnahmen ist für das 4. Quartal 2026 geplant. Die Ge-
meinde Meißenheim könnte die Zeit bis 2036 nutzen um die Mitgliedschaft im AWV Friesen-
heim auch für den Ort Meißenheim anzustreben, damit danach ein Pumpwerk sowie eine 
Druckleitung bis nach Kürzell hergestellt werden können, um das Abwasser in der Kläranlage 
Schuttern zu klären. Der finanzielle Aufwand für den Anschluss an Schuttern ab 2036 beträgt 
ca. 3 Mio bis 5 Mio € inkl. einer Beteiligung am Eigenkapital des AWV Friesenheim.  

Variante 2 beinhaltet eine mittelfristig orientierte Lösung zur Sanierung und Erweiterung der 
Kläranlage Meißenheim zum Betrieb bis 2036 und soweit sich die Rahmenbedingungen nicht 
gravierend ändern sollten auch zum Betrieb für den Zeitraum darüber hinaus als Einzelstand-
ort. Der finanzielle Aufwand beträgt zunächst den oben genannten Betrag. Der Aufwand für 
den Zeitraum nach 2036 ist davon abhängig in welchem Umfang die rechtlichen Vorgaben für 
die Klärung des Abwassers weiterhin verschärft werden.  

Bei dem Betrieb im Verbund mit dem AWV Friesenheim könnten insbesondere durch die per-
sonelle Zusammenarbeit erhebliche Synergieeffekte erzielt werden. Weitere positive Effekte 
könnten erzielt werden, soweit sich die Gemeinde Schwanau mit dem Abwasser, das derzeit 
in den Kläranlagen Nonnenweier und Ottenheim bearbeitet wird, beteiligen würde.  

Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, eine Studie zur Klärung der Möglichkeiten [nach 2036] 
zur Behandlung des Abwassers von Nonnenweier und Ottenheim sowie von Meißenheim in 
Auftrag zu geben. Der fin. Aufwand für die Studie für den Haushalt 25 wird voraussichtlich je 
Gemeinde ca. 50.000 € betragen. Die Fördermöglichkeiten werden noch geprüft.  

Den Zahlen liegt eine sehr grobe Kostenschätzung auf Basis der Grundlagenermittlung zu-
grunde. Die Ungenauigkeit aufgrund des derzeitigen Planungsstands ist noch sehr groß. Wei-
terhin unterliegen die Zahlen der Dynamik der Entwicklung der Baupreise und müssen ggf. auf 
die Jahre der tats. Umsetzung hochgerechnet werden. 

Die Maßnahme hat auch bei Fremdfinanzierung über den Abschreibungszeitraum und die Ver-
zinsung nicht unerhebliche Auswirkungen auf die Gebührenkalkulation der Gemeinde.  

Der Gemeinderat beauftragt einstimmig die Verwaltung eine Studie zur Klä-
rung der Möglichkeiten (nach 2036) zur Behandlung des Abwassers von Mei-
ßenheim unter Berücksichtigung des Abwassers von Nonnenweier und Otten-
heim in Auftrag zu geben und die erforderlichen Mittel mit dem Haushalt 2025 
bereitzustellen. 

7. Information über die Planung zur Erweiterung der Kläranlage Schuttern 
durch eine vierte Reinigungsstufe 

Die Gemeinde Meißenheim ist mit dem Ortsteil Kürzell Mitglied im Abwasserverband Friesen-
heim, welcher die Kläranlage in Schuttern betreibt. Diese wird ebenfalls saniert und ausge-
baut. Insbesondere ist vorgesehen, die Anlage um eine vierte Reinigungsstufe zu erweitern.  

Bei der vierten Reinigungsstufe geht es um das Herausfiltern von Spurenstoffen, d.h. von Mik-
roschadstoffen wie etwa Medikamentenreste. Es handelt sich nicht um eine bestimmte Klär-
technik, sondern um eine ganze Reihe verschiedener Optionen wie Ozonierung, Membranfilt-
ration oder Aktivkohlefiltration. Mit diesen Verfahren können auch hartnäckige Spurenstoffe 
entsorgt werden.  



S e i t e  | 9 

Ing. Peilnsteiner stellt die Planung zur vierten Reinigungsstufe über einen Retentionsboden-
filter vor. Durch den Einsatz von Aktivkohle im Filtermaterial und eine Vergrößerung der Si-
ckerfläche ist die Reinigung des Ablaufs der Kläranlage Schuttern möglich. Dadurch kann eine 
Reinigungsleistung nach aktuellem Kenntnisstand entsprechend den Anforderungen an eine 
vierte Reinigungsstufe ermöglicht werden. 

Der Abwasserverband Friesenheim hat eine Machbarkeitsstudie zur Umsetzung einer Spuren-
stoffelimination (vierte Reinigungsstufe) auf der Kläranlage Schuttern veranlasst. Im Zuge der 
Machbarkeitsstudie, wurde neben den gängigen Verfahren zur Spurenstoffelimination auch 
die Möglichkeit geprüft, im Zuge des gepl. Retentionsbodenfilter (RBF) der Gemeinde Frie-
senheim, diesen als mögliche vierte Reinigungsstufe zu erweitern. 

Aufgrund der Ermittelten Synergien in der Machbarkeitsstudie (siehe Anhang) empfiehlt sich 
der Bau eines sog. Retentionsbodenfilter Plus (RBF+) - Variante 4b.  

Der Abwasserverband Friesenheim würde den RBF+ planen, bauen und anschließend betrei-
ben. Für die Leistungen, welche durch den sowieso erforderlichen RBF der Gemeinde Friesen-
heim anfallen, wäre ein entsprechender Verrechnungs-schlüssel zu erarbeiten. 

Die Finanzierung der Maßnahme ist in den Wirtschaftsplänen 2025ff des Abwasserverbandes 
Friesenheim veranschlagt. 

Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen billigend zur Kenntnis 

Der Gemeinderat beauftragt einstimmig die Vertreter der Gemeinde, in der 
Verbandsversammlung des Abwasserverbands Friesenheim, für die Planung ei-
ner Spurenstoffelimination, in Form des Retentionsbodenfilters Plus (Variante 
4b) zu stimmen. 

8. Haushaltsberatungen für das Haushaltsjahr 2025 

Rechnungsamtsleiterin Hess informiert über die Veranstaltung zur Information der kommu-
nalen Gremien zur Haushaltsplanung 2025, welche am 09.11. durchgeführt worden ist. Sie 
stellt den Stand der Verschuldung der Gemeinde inkl. Eigenbetriebe sowie des Kernhaushalts 
dar.  

Die Pro-Kopf-Verschuldung der Gemeinde Meißenheim beträgt derzeit 1.415,78 €. Die Ver-
schuldung der Gemeinde inkl. Eigenbetriebe beträgt derzeit 4.619.000 €. In den Jahren 2023 
und 2024 wurden keine neuen Schulden aufgenommen. 

Nicht nur für die Jahre 2025 / 2026, sondern auch für die Folgejahre fällt die Prognose für eine 
mögliche Verschuldung der Gemeinde Meißenheim negativ aus. Bei der Gesamtbetrachtung 
der finanziellen Situation muss berücksichtigt werden, dass die Gemeinde inkl. Eigenbetriebe 
in den kommenden Jahren Aufgaben von wesentlicher finanzieller Bedeutung erfüllen muss. 
Dabei handelt es sich um Pflichtaufgaben zu deren Erfüllung die Gemeinde per Gesetz ver-
pflichtet ist. 

Rechnungsamtsleiterin Hess weist darauf hin, dass sich in dem Zeitraum zwischen dem Erstel-
len der Unterlagen zur Einladung bis heute Veränderungen ergeben haben. Insbesondere bei 
Berücksichtigung des Testbescheids zu den FAG Umlagen ergibt sich aus dem Entwurf des 
Ergebnishaushalts ein Defizit von 1,66 Mio €. 

Rechnungsamtsleiterin Hess schlägt vor den Entwurf des Haushaltsplans 2025 in der vorlie-
genden Fassung mit der Rechtsaufsichtsbehörde auf die Genehmigungsfähigkeit abzuklären. 
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Gemeinderat Paul Santo wünscht sich eine Darstellung der Maßnahmen zur Konsolidierung 
des Haushalts, insbesondere eine Differenzierung der Pflichtaufgaben und der freiwilligen 
Aufgaben der Gemeinde. 

9. Hebesatzsatzung ab dem 01.01.2025 

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluss vom 10.04.2018 die Bewertungsvorschrif-
ten für die Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. Seine Entscheidung hatte das BVerfG 
damit begründet, dass das Festhalten des Gesetzgebers am Hauptfeststellungszeitpunkt 
1964 zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehandlungen führt, für die es keine ausrei-
chende Rechtfertigung gibt. 

Mit dem Beschluss wurde gleichzeitig bestimmt, dass der Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 
2019 eine gesetzliche Neuregelung zu treffen hat. Diese Verpflichtung wurde durch die Ver-
kündung des Grundsteuerreformpakets des Bundes im November/ Dezember 2019 erfüllt. Da-
mit durften und dürfen die bisherigen Bewertungsregeln noch für eine Übergangszeit bis 31. 
Dezember 2024 angewandt werden. 

Neben dem eigentlichen Grundsteuerreformgesetz war auch eine Grundgesetzänderung Teil 
des Reformpakets. Der geänderte Artikel 105 Abs. 2 des Grundgesetzes ermächtigt die Länder 
nun, vom Grundsteuerrecht des Bundes abzuweichen. Von dieser Länderöffnungsklausel ha-
ben mehrere Bundesländer Gebrauch gemacht. Zu ihnen gehört das Land Baden-Württem-
berg, wo der Landtag am 4. November 2020 das Landesgrundsteuergesetz (LGrStG) beschlos-
sen hat, nach welchem die Steuer ab dem 01.01.2025 erhoben wird. Damit weicht Baden-Würt-
temberg von dem Bundesmodell ab. 

Für das Grundvermögen (Grundsteuer B) hat der Landesgesetzgeber in Baden-Württemberg 
mit dem modifizierten Bodenwertmodell einen eigenen Weg gewählt. Bei diesem Modell wird 
die Grundstücksfläche mit dem vom örtlichen Gutachterausschuss auf den 01.01.2022 festge-
stellten Bodenrichtwert multipliziert. Die Gebäudewerte auf den entsprechenden Grundstü-
cken sind dagegen nicht relevant. In Baden-Württemberg bleibt die Bebauung eines Grund-
stücks und damit ein etwaiger Gebäudewert auf der Ebene der Bewertung damit unberück-
sichtigt. Der sich ergebende Grundsteuerwert (Grundstücksfläche x Bodenrichtwert) wird mit 
der sogenannten Steuermesszahl, für die insbesondere für bebaute Wohngrundstücke ein 
Abschlag von 30 % vorgesehen ist, vervielfacht. 

Bei der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) hat der Landesgesetzgeber das Bundes-
modell übernommen. Die Bewertung erfolgt hier auf Basis eines typisierenden durchschnitt-
lichen Ertragswertverfahrens. Während im bisherigen Recht bei land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben die Wohngebäude der Betriebsinhaber, seiner Familienangehörigen und die 
Altenteiler bei der Grundsteuer A mitbewertet worden sind, werden diese zukünftig als eige-
nes Grundsteuerobjekt bei der Grundsteuer B bewertet. 

Der Gutachterausschuss hat die Bodenrichtwerte auf den 01.01.2022 hierfür neu bestimmt 
bzw. ermittelt. Das Finanzamt berechnet den Grundsteuermessbetrag und übermittelt diesen 
an die Gemeinde. Die Aufgabe der Gemeinde ist es, den kommunalen Hebesatz anzuwenden 
und die Grundsteuer festzusetzen. 

Es ist tendenziell so, dass es deutliche Auswirkungen bzgl. der Höhe der Grundsteuer gibt für 
Grundstücke deren Einheitswert nach altem Recht in den 1960´er Jahren oder in den 1930´er 
Jahren festgelegt wurden, deren Bodenrichtwert bzw. deren bauliche Nutzbarkeit sich in der 
Zwischenzeit erheblich geändert haben.  



S e i t e  | 11 

Da die nunmehr anzuwendenden Grundsteuerwerte nach dem Landesgrundsteuergesetz als 
Basis für die Messbeträge bzw. Steuererhebung im Vergleich zu den bisherigen Einheitswer-
ten deutlich größere Wertabweichungen beinhalten, die Städte und Gemeinden aber gleich-
zeitig aus dem politischen Raum angehalten werden, die Grundsteuer aufkommensneutral zu 
erheben, wird die Bandbreite der Grundsteuerhebesätze ab dem Jahr 2025 in den Städten und 
Gemeinden voraussichtlich deutlich stärker auseinanderfallen als bisher.  

Statt der Regelung der Hebesätze im Haushaltsplan wie bisher, könnten diese nach § 50 Abs. 
2 LGrStG sowie § 16 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) für ein oder mehrere Kalender-
jahre mit einer separaten Satzung festgesetzt werden. Regelungen für einen eventuellen ge-
sonderten Hebesatz für unbebaute, aber baureife Grundstücke (Grundsteuer C) nach § 50 a 
LGrStG sind nicht enthalten.  

Für die Neufestsetzung der Steuerhebesätze ab dem Jahr 2025 wird eine Hebesatzkalkulation 
erforderlich. Dabei wird das Grundsteueraufkommen 2024 dividiert durch die Summe der 
neuen Messbeträge. 

Die Bekanntgabe der Jahresbescheide setzt eine rechtswirksame Satzung voraus. Die Hebe-
satzsatzung wäre mit Bekanntmachung wirksam. 

Bei der Grundsteuer können die Hebesätze zwar für mehrere Kalenderjahre festgesetzt wer-
den, höchstens jedoch für den Hauptveranlagungszeitraum der Steuermessbeträge. Das Ge-
setz gibt eine zeitliche Grenze für die Festsetzung der Hebesätze durch die Gemeinden vor. 
Für die Gemeinden bedeutet dies, dass zum Ende des jeweiligen Hauptveranlagungszeitraums 
die Hebesätze zwingend durch Satzung neu festgesetzt werden müssen. 

Der erste Hauptfeststellungszeitpunkt ist der 1. Januar 2022 (§ 15 Abs. 3 LGrStG), der darauf-
folgende Hauptfeststellungszeitpunkt ist – sieben Jahre später – der 1. Januar 2029. 

Wie in jedem Haushaltsjahr muss sich die Höhe des angestrebten Grundsteueraufkommens 
auch im Jahr 2025 am Finanzbedarf der Gemeinde und den haushaltsrechtlichen Maßgaben 
orientieren. Im Hinblick auf die finanzielle Situation der Gemeinde wird im Rahmen der Bera-
tungen zur Hebesatzsatzung angeregt, den Hebesatz tendenziell etwas anzuheben. 

Das Grundsteueraufkommen beträgt aktuell in der Grundsteuer A ca. 36.000,00 €, in der 
Grundsteuer B ca. 414.000 €. Für das Jahr 2025 sind vom Finanzamt bisher Messbeträge in 
Höhe von insgesamt 133.933,95 EUR (Grundsteuer B) und 3.709,18 EUR (Grundsteuer A) fest-
gesetzt worden. Zuzüglich noch festzusetzender Messbeträge und abzüglich zukünftiger Än-
derungen, beispielsweise durch Entscheidung über beim Finanzamt eingegangener Einsprü-
che, rechnet die Verwaltung für 2025 mit einer Messbetragssumme von 205.168,43 EUR 
(Grundsteuer B) und 5.442,67 EUR (Grundsteuer A). Die endgültige Messbetragssumme kann 
sich in Abhängigkeit noch ausstehender Grundsteuermessbescheide und der Unwägbarkei-
ten durch eingegangene Einsprüche gegenüber dem aktuellen Stand noch verändern. 

Auf der aktuellen Grundlage würde das Grundsteueraufkommen 2024 im Jahr 2025 erreicht 
werden mit einem Hebesatz bei der Grundsteuer B von 202 v.H. und bei der Grundsteuer A 
von 646 v.H. 

Am 9. September 2024 hat das Finanzministerium für die Grundsteuer B das Transparenzre-
gister veröffentlicht. Darüber können Steuerpflichtige für eine bestimmte Gemeinde eine 
Bandbreite an möglichen Hebesätzen abfragen, die aus Sicht des Finanzministeriums aufkom-
mensneutral ist. 
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Für die Gemeinde Meißenheim wird darin ein Hebesatzkorridor von 194 v.H. bis 214 v.H. aus-
gewiesen. Der von der Verwaltung ermittelte aufkommensneutrale Hebesatz für die Grund-
steuer B bewegt sich damit innerhalb des Hebesatzkorridors. 

Die bereits erwähnte Aufkommensneutralität bezieht sich ausschließlich auf das Grundsteu-
eraufkommen in einer Gemeinde insgesamt, nicht jedoch auf die Höhe der Grundsteuer für 
den einzelnen Steuerpflichtigen. Auch bei einer aufkommensneutralen Gestaltung, in Bezug 
auf die Grundsteuereinnahmen insgesamt, wird es zwangsläufig Verschiebungen im Hinblick 
auf die zu zahlende Grundsteuer je Steuerpflichtigem geben.  

Rechnungsamtsleiterin Hess stellt dem Gemeinderat den  

Entwurf für die Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und Gewerbesteuer  
(Hebesatzsatzung) vor.  

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung und §§ 2 und 9 des Kommunalabgabengesetzes für 
Baden-Württemberg in Verbindung mit §§ 1, 50 und 52 des Landesgrundsteuergesetzes für 
Baden-Württemberg und §§ 1, 4 und 16 des Gewerbesteuergesetzes hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Meißenheim am ... folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 Steuererhebung 

(1) Die Gemeinde Meißenheim erhebt von dem in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz Grund-
steuer nach den Vorschriften des Landesgrundsteuergesetzes für Baden-Württemberg. 

(2) Sie erhebt Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes von den 
stehenden Gewerbebetrieben mit Betriebsstätte in der Gemeinde Meißenheim und den 
Reisegewerbebetrieben mit Mittelpunkt der gewerblichen Tätigkeit in der Gemeinde Mei-
ßenheim. 

§ 2 Steuerhebesätze 

Die Hebesätze werden festgesetzt 

 1. für die Grundsteuer 

  a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) auf …v.H., 

  b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf … v.H., 

 2.  für die Gewerbesteuer auf … v.H. 

der Steuermessbeträge. 

§ 3 Geltungsdauer 

Die in § 2 festgelegten Hebesätze gelten erstmals für das Kalenderjahr 2025. 

§ 4 Grundsteuerkleinbeträge 

Grundsteuerkleinbeträge im Sinne des § 52 Abs. 2 des Landesgrundsteuergesetzes für Baden-
Württemberg werden fällig 

 a) am 15. August mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser 15 Euro nicht übersteigt; 

 b) am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrags,  
  wenn dieser 30 Euro nicht übersteigt. 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
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Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeacht-
lich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden sind. 

Gemeinderätin S. Fischer regt an, den Hebesatz für die Grundsteuer B maximal für ein Jahr 
und mindestens auf 220 v.H. festzusetzen. Sie weist darauf hin, dass die Grundsteuer seit 2012 
nicht mehr erhöht worden wäre.  

Der Gemeinderat beschließt die Hebesatzsatzung mit den Hebesätzen für die 
Grundsteuer  

bei einer Gegenstimme für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
Grundsteuer A auf 670 v.H., 

bei drei Enthaltungen für die bebaubaren Grundstücke  
Grundsteuer B auf 220 v.H., 

bei einer Enthaltung für die Gewerbesteuer auf 340 v.H. 

10. Verschiedenes 

a. Die Anwesenden werden über den Beginn der Bauarbeiten an der Außenanlage des 
Ev. Kindergartens Meißenheim informiert. 

b. Weiterhin wird auf die Ausstellung von Kunst von Kindern im Alten Rathaus informiert.  

c. Bürgermeister A. Schröder erinnert an die Veranstaltung zum Volkstrauertag und an 
den Bürgermeister Stammtisch. Er weist darauf hin, dass der nächste Bürgermeister 
Stammtisch mit MdB Fechner stattfindet. 

11. Frageviertelstunde 

keine Wortmeldungen 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer 

 
 
Alexander Schröder, Bürgermeister 

 
 
Hartmut Schröder 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 

 


